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58  Unterbringung von Untersuchungsgefangenen in einem Krankenhaus 
 
(1) 1Muss ein Untersuchungsgefangener in einem Krankenhaus außerhalb der Vollzugsanstalt ärztlich 
behandelt werden, rechtfertigt dies allein die Aufhebung des Haftbefehls nicht. 2Entscheidend ist vielmehr, 
ob die Voraussetzungen für die Untersuchungshaft wegen der Krankheit weggefallen sind.

(2) Hebt der Richter wegen der Art, der Schwere oder der voraussichtlichen Dauer der Krankheit den 
Haftbefehl auf, ist es nicht Aufgabe der Justizbehörden, den Beschuldigten in einem Krankenhaus 
unterzubringen, vielmehr ist es den Verwaltungsbehörden zu überlassen, notwendige Maßnahmen zu 
treffen.

(3) 1Wird der Haftbefehl aufgehoben, nachdem der Beschuldigte in einem Krankenhaus untergebracht 
worden ist, teilt der Staatsanwalt die Aufhebung des Haftbefehls und die Haftentlassung dem Beschuldigten 
selbst und dem Krankenhaus unverzüglich mit. 2Dem Krankenhaus ist gleichzeitig zu eröffnen, dass der 
Justizfiskus für die weiteren Kosten der Unterbringung und Behandlung nicht mehr aufkommt. 3Die Polizei 
darf nicht im Voraus ersucht werden, den Beschuldigten nach seiner Heilung erneut vorläufig festzunehmen 
oder zu diesem Zweck den Heilungsverlauf zu überwachen; auch darf nicht gebeten werden, die Entlassung 
mitzuteilen, da solche Maßnahmen dahin ausgelegt werden könnten, dass die Untersuchungshaft trotz der 
Entlassung tatsächlich aufrechterhalten werden soll und der Justizfiskus für die Kosten der Unterbringung 
und Behandlung in Anspruch genommen werden kann.

(4) 1Wird der Haftbefehl trotz der Krankheit aufrechterhalten, rechtfertigt es allein der Umstand, dass der 
Verhaftete vorübergehend in einem Krankenhaus unterzubringen ist, nicht, den Haftbefehl außer Vollzug zu 
setzen. 2Der Beschuldigte ist vielmehr auf Kosten des Justizfiskus unterzubringen.


